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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung des 
äußersten Termins für die Feststellung der Notierungen 
für geschlachtete Schweine nach dem gemeinschaftlichen 
Handelsklassenschema für Schweinehälften in Italien. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Budidruckerei R, Madel, 5307 Waditberq- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 82t, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung des äußersten Termins für die Feststellung 
der Notierungen für geschlachtete Schweine nach dem 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschema für Schweinehälften 

in Italien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1261/71 -), 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 zur Bestimmung 
des gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
Schweinehälften ^), insbesondere auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Notierung von Schweinehälften sieht der 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 ab 
1. November 1971 die obligatorische Anwendung 
des gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
Schweinehälften vor. Es ist jedoch vorgesehen, von 
diesem Datum abzuweichen, falls in einem Mitglied- 
staat vorübergehend keine repräsentativen Notie- 
rungen für Schweinehälften vorhanden sind. 

Auf dem italienischen Schweinemarkt sind die 
Notierungen für Schweinehälften zur Zeit nodi nicht 
ausreichend, um eine Repräsentativität zu gewähr- 


leisten. Dieser Markt wurde bisher durch die Ver- 
marktung von lebenden Schweinen gekennzeichnet, 
und die Änderung des Notierungssystems bringt 
eine tiefe Umwälzung der handelsüblichen Ge- 
bräuche mit sich. 

Es ist daher angebracht, für Italien den äußersten 
Termin für die Feststellung der Notierungen für ge- 
schlachtete Schweine auf den 1. November 1973 
festzusetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Als äußerster Termin für die Feststellung der Notie- 
rungen für geschlachtete Schweine nach dem ge- 
! meinschaftlichen Handelsklassenschema wird für 
I Italien der 1. November 1973 festgesetzt. 

: A r t i k e 1 2 

I Diese Verordnung tritt am 30. Oktober 1971 in Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

h Amtsbldtt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 132 
vom 18. Juni 1971, S. 1 

=0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des 
Rates vom 20. Oktober 1970 zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
Schweinehälften ist folgendes festgelegt: 

„Vorbehaltlich einer Ausnahme, die der Rat auf 
Grund eines zeitweiligen Fehlens von repräsenta- 
tiven Notierungen für geschlachtete Schweine in 
einem Mitgliedstaat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages beschließt, ist als äußerster 
Termin für die Feststellung der Notierungen für ge- 
schlachtete Schweine nach dem gemeinschaftlichen 
Handelsklassenschema der 1. November 1971 fest- 
gesetzt." 

Die Ständige Vertretung der Italienischen Republik 
bei den Europäischen Gemeinschaften hat mit Schrei- 
ben vom 7. September 1971 um eine Verlängerung 
des in obigem Artikel 2 genannten Termins bis zum 
1. November 1973 gebeten. Dieser Antrag ist durch 
die Tatsache berechtigt, daß die auf dem italienischen 
Schweinefleischmarkt festgestellten Notierungen le- 
bende Sch\v eine und nicht Schweinehälften betreffen 
und daß die Einführung des Handelsklassenschemas 
für die Wirtschaft eine lange und stufenweise An- 
passungszeit erfordert und ebenfalls von den öffent- 
lichen Stellen eine bemerkenswerte Aktion zur all- 


gemeinen Verständlichmachung gestartet werden 
muß. 

In der Tat betraf das herkömmliche System der Ver- 
marktung in Italien bisher hauptsächlich lebende 
Schweine, da der Anteil der in Form von geschlach- 
teten Schweinen vermarkteten Schweineproduktion 
sehr gering ist und daher nicht als repräsentativ an- 
gesehen werden kann. 

Es steht einwandfrei fest, daß eine so grundlegende 
Änderung auf dem Schweineinarkt, wie die Einfüh- 
rung der Vermarktung von Schweinehälften, die ge- 
mäß dem gemeinschaftlichen Handelsklassenschema 
eingestuft werden, eine bestimmte Anpassungsfrist 
benötigt und auch praktische Schwierigkeiten mit 
sich bringen wird, besonders in Italien, wo ein ähn- 
liches System nie existiert hat. 

Außerdem wurde bei dem Erlaß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2108/70 durch den Rat auf die Möglich- 
keit praktischer Schwierigkeiten hingewiesen, insbe- 
sondere für Italien, wo der erlassene Text des Arti- 
kels 2 zutrifft. 

Infolgedessen erscheint es gerechtfertigt, dem italie- 
nischen Antrag stattzugeben und eine zusätzliche 
Frist von zwei Jahren zu gewähren. 
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